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KURZ KOMMENTIERT

Geldmarktfonds

Offensichtliche Vorteile

W ährend  G eldm arktfonds in den USA seit 1972 präch­
tig gedeihen, in Frankreich, Luxem burg und G roßbritan­
nien seit 1988 schnell wachsen und in anderen EG -Län­
dern im Entstehen sind, wird in der Bundesrepublik um 
Ihre Zulassung noch gestritten. Bankensektor und Bun­
desbank sind dagegen, Bundesrat und Investm entsek­
tor dafür. Ein Gesetzentwurf, der die Um setzung der 
Harm onisierung des EG-Investm entrechts bis Jahres­
ende zum  Ziel hat, wird zur Zeit im Bundestag beraten. 
Aber selbst wenn sich die G egner noch einmal durchset­
zen sollten, w ird sich die G eldm arktfondsentw icklung 
nur hinauszögern, nicht verh indern lassen.

Die bei wachsendem  Vermögen anspruchsvoller wer­
denden A nleger und Sparer werden nicht m ehr lange 
m inimale oder negative Realverzinsungen trotz ste igen­
der D iskontsätze und Kreditzinsen hinnehm en. Die Vor­
teile von Geldm arktfonds, d.h. Fonds, die G elder aus­
schließlich in kurzfristigen G eldm arktpapieren w ie 
Schatzwechseln des Bundes, E in lagenzertifikaten von 
Banken oder Finanzwechseln von Großunternehmen an­
legen, sind zu offensichtlich. Die Anlage ist fast so sicher 
wie bei Bankeinlagen, der Zugriff im Rahmen gewisser 
Mindestbeträge so einfach wie bei Girokonten und die Ef­
fektivverzinsung höher als bei Termineinlagen. Statt über 
mögliche Einlagenausfälle und Margenverluste zu kla­
gen, sollten sich die Banken dem V\/ettbewerb auch im In­
teresse des F inanzplatzes Bundesrepublik frühzeitig 
stellen. Schon ernster zu nehm en sind dagegen Be­
fürchtungen der Bundesbank, ge ldpolitische Probleme 
könnten sich bei zunehm enden kurzfristigen Kapitalbe­
wegungen außerhalb des Bankensektors verschärfen. 
W ettbewerbsveränderungen sollten jedoch nicht behin­
dert werden, nur um an tradierten monetären Indikato­
ren oder Vorgehensweisen festhalten zu können. de

Kohlebeihilfen

Marginale Korrekturen

Z um  letztm öglichen Zeitpunkt ist d ie Bundesregierung 
der Klage des deutschen Steinkohlenbergbaus gegen die 
im Frühjahr getroffene Entscheidung der EG-Kommission 
zur allmählichen Verringerung der Kohlebeihilfen beigetre­
ten. Die Beschreitung des Rechtsweges verspricht in d ie ­
sem Fall kaum Erfolg. In erster Linie bringt sie wohl e i­
nen Zeitgewinn. Zudem  wird -  w ie schon bei früheren
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Klagen gegen die Kom m ission -  der Ärger von W ähler­
gruppen, die bei der Realisierung der EG-PolitIk auf b is­
herige Begünstigungen durch nationale Regelungen 
verzichten müssen, von Bonn nach Brüssel abgelenkt.

Daß die in den letzen Jahren nochm als kräftig gestie­
genen Aufwendungen für die Kohlesubventionen nicht 
über längere Zeit hinweg fortge führt werden können, 
dürfte inzw ischen allen Verantwortlichen klar sein. Der 
im O ktober von den Koalitionsfraktionen im Bundestag 
eingebrachte G esetzentwurf zur Neufassung des D rit­
ten Verstrom ungsgesetzes ist der Versuch, einen Abbau 
einzuleiten und dam it auch der Aufforderung der Kom ­
mission nachzukom m en. Die Korrekturen am Kohle­
pfennig -  der Satz soll von jetzt durchschnittlich 8,5%  in 
vier Jahren auf 7,5% gesenkt werden -  sind allerdings 
marginal. Außerdem zieht die Verminderung des Aufkom­
mens aus dem Kohlepfennig nicht eine gleich große Ver­
ringerung des Subventionsvolumens nach sich, da ein Teil 
der bisherigen Lasten der Stromverbraucher in Zukunft 
von den Steuerzahlern übernommen werden soll.

Der EG-Kom m ission reichen diese Änderungen nicht 
aus. Aber auch in den „rev ierfe rnen“ Bundesländern, 
die schon lange über die hohen Kohlelasten klagen, regt 
sich bereits W iderstand gegen die allzu geringen Kor­
rekturen am Beihilfesystem . Verlangt w ird eine E in­
schränkung der Abnahm egarantie für deutsche Kohle, 
denn nur so ließe sich auch das Subventionsvolum en 
deutlich senken. Zu einem  solchen Schritt feh lt der Bun­
desregierung allerdings, wohl nicht zuletzt m it Blick auf 
das W ahljahr 1990, bisher der Mut. ma

Schwerverkehrsabgabe

Keine überzeugende Lösung

D a s  Bundeskabinett hat die E inführung einer Straßen­
benutzungsgebühr fü r LKW s über 1 8 1 zum  1. Mai 1990 
beschlossen. Für in ländische und ausländische LKW s 
soll eine Abgabe zw ischen 1000 und 9000 DM erhoben 
werden, die durch den Zoll anhand m itgeführter Be­
schein igungen kontrolliert wird. G leichzeitig wird für 
bundesdeutsche LKW s die Kfz-Steuer von bislang rund 
10 000 DM auf 4000 DM gesenkt, so daß inländische 
schwere LKWs und Lastzüge bis zu 4 2 1 etwas höher be­
lastet und LKW s mit bis zu 2 4 1 entlastet werden. Diese 
Abgabe soll W ettbewerbsvorte ile ausländischer gegen­
über in ländischen Fuhrunternehm en auf bundesdeut­
schen Straßen ausgleichen.

In bezug auf d ie  Verw irklichung des Europäischen 
Binnenm arktes kann diese Lösung jedoch nicht über­
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zeugen. W ettbewerbsunterschiede werden nur te il­
weise abgebaut, da Unternehm en verschiedener Natio­
nalität für den Transport auf der selben Strecke mit unter­
schiedlich hohen Kfz-Steuern belastet werden. Außer­
dem  m üssen bundesdeutsche Transporteure neue 
W ettbewerbsnachte ile hinnehmen, wenn sie überw ie­
gend im Ausland fahren, da sie für das ganze Jahr die 
gleiche pauschale Abgabe wie der nur im Inland fah­
rende Konkurrent entrichten müssen.

Die EG-Kom m ission plädiert dagegen für das Territo­
ria litätsprinzip, das diese Schwächen verm eidet. Es läßt 
verschiedene nationale LKW -Steuersätze auch weiter­
hin zu, da das Straßennetz unterschiedlich stark genutzt 
wird und unterschiedliche externe Effekte auftreten. Die 
Verkehrsunternehm en zahlen die Kfz-Steuern entspre­
chend der Aufentha ltsdauer und in der jeweiligen Höhe 
dort, wo sie auch tatsächlich fahren, wodurch W ettbe­
werbsgle ichheit hergestellt wird. Die Erfassung der 
G renzübertritte soll -  soweit technisch möglich -  ohne 
Stopp erfolgen. Die Kontrolle der Straßengebühr dage­
gen verlängert den Grenzaufenthalt und erschwert den 
Weg zu einem Europa ohne Grenzen. cw

EG-Sfeuerharmonisierung

Dorniger Weg

D ie  angestrebte Harm onisierung der indirekten S teu­
ern in der EG erweist sich als immer schwieriger. Der M i­
nisterrat hat entgegen den Vorstellungen der Kom m is­
sion eine generelle W eichenstellung bei der M ehrwert­
steuer vollzogen. Danach wird man am Bestim m ungs­
landprinzip festhalten. Der Vorschlag der Kommission, 
das angem essene „G em einsam er-M arkt-P rinzip“ e in­
zuführen, bei dem grenzüberschreitende Transaktionen 
w ie in ländische behandelt werden, ist zwar nur tem po­
rär ausgesetzt. N icht abzusehen ist aber für wie lange. 
Die Beibehaltung der gegenwärtigen Regelung bei A b­
bau der Grenzkontrollen könnte unter anderem  zu g rö­
ßerem Verwaltungsaufwand bei Unternehm en und Be­
hörden führen.

Offen ist, wie sich die Aufhebung der Kaufbeschrän­
kungen im Reiseverkehr nach 1992 steuerlich auswirkt. 
Hier verb le ibt bei unterschiedlichen M ehrwertsteuersät­
zen ein erhebliches Potential für Nachfrage- und Steuer­
aufkom m ensverschiebungen zw ischen den M itg lieds­
ländern. Nicht entschieden ist bisher, ob die ursprüngli­
che Bandbreiten- oder die spätere M indestsatzlösung 
(Norm alsatz) eingeführt werden soll. Für die speziellen 
Verbrauchsteuern auf Tabak, A lkohol und M ineralölpro-
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dukte hat die Kom m ission ihr früheres Konzept der völli­
gen Angle ichung der S teuern zugunsten von Ende Ok­
tober präzisierten M indestsätzen und Spannen aufge­
geben. Bei Akzeptanz dieser Lösung und M indestsät­
zen bei der M ehrwertsteuer würde im Bereich der Privat­
käufe ein experim enteller Suchprozeß eingele itet, der 
H inweise auf das w irtschaftlich vertretbare S teuerge­
fälle zw ischen den M itgliedstaaten gibt. Es ist aber zu 
verm uten, daß sich eine Reihe von Ländern gegen die­
sen Ansatz stellt. Angesichts des dornigen W eges der 
S teuerharm onisierung scheint es nicht völlig sicher, daß 
die Zöllner nach 1992 arbeitslos werden. kr

Lomé IV

Schwierige Verhandlungen

D ie  Verhandlungen der Europäischen Gem einschaft 
mit 66 Entw icklungsländern in Afrika, der Karibik und im 
Pazifik über die Fortsetzung des Lom é-Abkom m ens 
werden erneut schwierig, zeitraubend und erst in letzter 
M inute abzuschließen sein. Einen Vorgeschm ack dar­
auf erhielten die Regierungsvertre ter der Länder der 
Dritten Welt und der Kom m ission jüngst in Luxemburg: 
ein dreitägiges S itzungsm arathon endete ergebnislos; 
strittig ist nahezu alles.

Dabei verlaufen die Fronten nicht nur zw ischen den 
beiden Blöcken, sondern teilen auch die G ruppe der 
Entw ickungsländer und die M itgliedstaaten der G e­
m einschaft. W ie schon früher geht es nicht nur um die f i­
nanzielle Ausstattung des neuen Abkom m ens: die 66 
Entw icklungsländer fordern 15 Mrd. ECU, Frankreich 
will etwa 12 Mrd, ECU und Großbritannien allenfalls 8 
Mrd. ECU zulassen. Auch der von der G em einschaft an­
gebotene erle ichterte M arktzugang für landw irtschaftli­
che Erzeugnisse und die vorgeschlagene Lockerung 
der Ursprungsregeln entsprechen nicht den Erwartun­

gen der Verhandlungspartner

Zur Panik sollte das alles nicht veranlassen; das 
Lom é-Abkom m en ist ein sehr kom plexes Vertragswerk 
und wird gerade deshalb als ein Modell für die Zusam ­
m enarbeit zw ischen Industrie- und Entw icklungslän­
dern gepriesen. Da verw undert es nicht, wenn ein zä ­
hes Aushandeln sich nicht um gehen läßt.

Außerdem gibt es im Hinblick auf den Europäischen 
Binnenm arkt zusätzliche Probleme, die noch zu lösen 
sind. Darüber dürfte es aber letztlich nicht zum Krach 
kommen. Bei allen M einungsverschiedenheiten dürften 
weder die Entw icklungsländer noch die Gem einschaft 
bereit sein, auf die Vorteile zu verzichten, die d ieses Ab­
kommen verspricht. mk
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